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Der planerische Auftrag zur Innenentwicklung führt zunehmend 

dazu, dass gewerbliche Nutzungen einerseits und Wohnnutzun-

gen andererseits aneinander heranrücken. Bei dieser Konstellation 

besteht die Besonderheit, dass passive Schallschutzmaßnahmen, 

mit denen eine Wohnnutzung vor Gewerbelärm geschützt werden 

könnte, nach der TA Lärm nicht vorgesehen sind – anders als bei 

einer Betroffenheit durch Verkehrslärm. Kann die Wohnnutzung nicht 

den Nachweis führen, dass die von dem benachbarten Gewerbebe-

trieb ausgehenden Lärmimmissionen die maßgeblichen Richtwerte 

einhalten, kommt dem betroffenen Gewerbebetrieb regelmäßig ein 

Abwehranspruch gegen diese heranrückende Wohnbebauung zu. 

Das OVG NRW hat sich nun in seinem Urteil vom 01.06.2011 mit 

einer solchen Konstellation befasst. In diesem Fall ging es um einen 

Holzbearbeitungsbetrieb einerseits und eine benachbarte Fabrikhalle 

andererseits, die zu Wohnzwecken umgenutzt werden sollte. Beide 

Grundstücke liegen im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der 

ein Allgemeines Wohngebiet und einen erweiterten Bestandsschutz 

festsetzt. Der Holzbearbeitungsbetrieb arbeitet nur am Tage und 

nach einem Lärmgutachten ist mit einem Pegel bis zu 70 dB(A) an 

der Westseite des geplanten Mehrfamilienhauses rechnen. An allen 

weiteren Gebäudeseiten ist ein Beurteilungspegel von 60 dB(A) zu 

erwarten. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens wurden 

passive Schallschutzmaßnahmen in Form von Schallschutzfenstern 

mit Belüftungseinrichtungen ausgearbeitet und die schalltechnische 

Beurteilung kommt zu dem Ergebnis, dass die Anhaltswerte für 

Innenpegel unter Berücksichtigung dieser Schallschutzmaßnahmen 

beachtet werden. 

Das OVG NRW ist in seiner Entscheidung diesem Schallschutz-

konzept der Baugenehmigung gefolgt. Zwar sei die Frage, ob dem 

betroffenen Nachbarn Geräuschimmissionen zuzumuten seien, 

grundsätzlich anhand der TA Lärm zu beurteilen. Allerdings gilt die 

TA Lärm für die bauaufsichtliche Genehmigung eines Wohnbau-

vorhabens in der Nähe eines Gewerbebetriebs nicht unmittelbar. 

Auch wenn ein Immissionsrichtwert von 60 dB(A) als Zwischenwert 

nicht voll umfänglich eingehalten werden kann, ist keine Verletzung 

des Gebots der Rücksichtnahme anzunehmen. Die TA Lärm ist 

gebietsbezogen und Ausdruck einer typisierenden Betrachtungs-

weise. Demgegenüber verlangt das planungsrechtliche Rücksicht-

nahmegebot eine einzelfallbezogene Sichtweise. Es ermöglicht und 

gebietet zusätzliche Feinabstimmungen. Ein Wohnbauvorhaben auf 

einem durch gewerblichen Lärm erheblich vorbelasteten Grundstück 

ist (nur) dann rücksichtslos, wenn auf naheliegende, technisch mög-

liche und wirtschaftlich vertretbare Gestaltungsmittel oder bauliche 

Vorkehrungen verzichtet wird. Das planerische Rücksichtnahmege-

bot begründet die Obliegenheit des Bauherrn, durch ihm mögliche 

und zumutbare Maßnahmen der architektonischen Selbsthilfe, z.B. 

in Bezug auf die Stellung des Gebäudes auf dem Grundstück, den 

äußeren Zuschnitt des Hauses, die Anordnung der Wohnräume und 

der notwendigen Fenster, gegebenenfalls auch durch die Gestaltung 

von Außenwohnbereichen, auf die Lärmimissionen eines Gewerbe-

betriebes Rücksicht zu nehmen. 

Wohnen und Gewerbe – neue Wege durch 

architektonische Selbsthilfe?!
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Zusammenfassend hält das OVG NRW folgendes fest: Verlegt sich 

der Bauherr bei einem Wohnbauvorhaben auf passiven Schall-

schutz, weil aktive Schallschutzvorkehrungen unzweckmäßig 

sind oder anderweit keinen Erfolg versprechen, und wird dieser 

Vorhabenzuschnitt Genehmigungsinhalt, kann dies in die Bewertung 

der Zumutbarkeit der gegebenen Lärmbelastung ein� ießen und diese 

als hinnehmbar erscheinen lassen. Genügt das passive Lärm-

schutzkonzept diesen Anforderungen, sind diese Gebäudeteile so zu 

behandeln, als ob sie keine Immissionsorte aufweisen.

Das Urteil des OVG NRW zeigt einen Weg auf, in Gemengelagen 

Gewerbe einerseits und Wohnen andererseits zu ermöglichen, 

auch wenn die Immissionsrichtwerte überschritten werden.

Der entschiedene Fall stellt jedoch eine Sonderkonstellation dar, 

da der maßgebliche Bebauungsplan ein Allgemeines Wohngebiet 

sowie einen erweiterten Bestandschutz festsetzt und der betrof-

fene Betrieb lediglich zur Tageszeit arbeitet.

Das OVG NRW hat die Revision gegen das Urteil zum BVerwG zu-

gelassen, so dass bei passiven Schallschutzkonzepten weiterhin 

Risiken bis zu einer abschließenden Klärung zu berücksichtigen 

sind. 

1. Ausgangssituation 

Gemeindliche Einzelhandelkonzepte haben Hochkonjunktur. Sie 

zielen regelmäßig darauf ab, den Einzelhandel zumindest mit 

zentrenrelevanten Sortimenten auf die Innenstadt oder weitere 

sog. zentrale Versorgungsbereiche zu konzentrieren. Sonder-

gebiete für groß� ächige Einzelhandelsbetriebe und Kerngebiete 

i.S.v. § 7 BauNVO werden daher in der Regel nur noch innerhalb 

dieser zentralen Versorgungsbereiche ausgewiesen. 

Nicht groß� ächige Einzelhandelsbetriebe mit einer maximalen 

Verkaufs� äche von 800 qm sind planungsrechtlich aber auch in 

Gewerbegebieten, Mischgebieten und unter bestimmten Voraus-

setzungen auch in allgemeinen Wohngebieten zulässig. Gleiches 

gilt für nach § 34 Abs. 1 BauGB zu beurteilende Gemengelagen, 

die zumindest auch gewerbliche Nutzungen aufweisen. 

Zur weitergehenden Stärkung ihrer zentralen Versorgungsbereiche 

schließen Gemeinden zunehmend auch nicht groß� ächige 

Einzelhandelsbetriebe außerhalb dieser Versorgungsbereiche aus 

und greifen damit tief in eine bisher bestehende Grundstücks-

ausnutzbarkeit ein.

2. Die aktuelle Entscheidung 

Die Rechsprechung musste sich in jüngster Zeit mehrfach mit 

der Zulässigkeit solcher Einzelhandelsausschlüsse befassen. Die 

Grenzen der gemeindlichen Bauleitplanung zeigt hier das o.g. 

Urteil des 2. Senates des Oberverwaltungsgerichtes Münster auf. 

Das Gericht hat sinngemäß u.a. folgendes ausgeführt:

Begründungszwang für Einzelhandelsausschluss

Dr. Alexander Beutling

Fachanwalt für Verwaltungsrecht

Telefon: 0221 - 97 30 02-74
a.beutling@lenz-johlen.de

Lenz und Johlen
Rechtsanwälte Partnerschaft

3



© 2012 · Lenz und Johlen Rechtsanwälte Partnerschaftwww.lenz-johlen.de

Newsletter
 Öffentliches Baurecht

PRAXISHINWEIS

Dr. Michael Oerder

Fachanwalt für Verwaltungsrecht

Telefon: 0221 - 97 30 02-73
m.oerder@lenz-johlen.de

Die Festsetzung eines partiellen Einzelhandelsausschlusses 

auf der Grundlage des § 1 Abs. 9 BauNVO setze in jedem Fall 

voraus, dass die Gemeinde für den Einzelhandelsausschluss 

eine städtebauliche Begründung anführen kann, die sich aus der 

jeweiligen Planungssituation ergibt und die Abweichungen von 

den an sich nach der BauNVO zulässigen baulichen Nutzungen 

durch hinreichend gewichtige städtebauliche Allgemeinwohl-

belange rechtfertigt. 

Ein Einzelhandelsausschluss gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO ist nur 

dann von besonderen städtebaulichen Gründen getragen, wenn 

sich Einzelhandelsvorhaben – würden sie in dem betreffenden 

Plangebiet realisiert – potentiell schädlich auf die Einzelhandels-

struktur des zentralen Versorgungsbereichs auswirken würden. 

Dient der Einzelhandelsausschluss nicht nur der Erhaltung des 

zentralen Versorgungsbereiches, sondern auch seiner Entwick-

lung im Rahmen eines gemeindlichen Einzelhandelskonzepts, 

ist die Ermittlungstiefe im Hinblick auf die zentrumsschädlichen 

Auswirkungen eines Einzelhandelsvorhabens in dem betreffenden 

Plangebiet eher herabgesetzt. Eine Ermittlung der konkret 

zentrenschädlichen Sortimente ist dann nicht geboten. Sollen 

durch den Einzelhandelsausschluss dagegen allein oder 

vorrangig bestehende Einzelhandelsstrukturen im zentralen Ver-

sorgungsbereich geschützt werden, steigen die an die Gemeinde 

zu richtenden Ermittlungs- und Begründungsanforderungen. 

Ein vollständiger Ausschluss des Einzelhandels mit ausgewählten 

Warensortimenten verlangt darüber hinaus konkrete Angaben 

dazu, warum jegliche Form von Einzelhandel der besagten Art, 

würde er in dem in Rede stehenden Baugebiet angesiedelt, 

die gewachsenen Einzelhandelsstrukturen in den Zentren der 

Gemeinden schädigen würde.

Bebauungspläne, durch die außerhalb zentraler Versorgungsbe-

reiche Einzelhandel zum Schutz bestehender oder geplanter zen-

traler Versorgungsbereiche ganz oder teilweise ausgeschlossen 

wird, sind sorgfältig darauf zu prüfen, ob sie die vorstehend be-

schriebenen gesetzlichen Anforderungen erfüllen. Ist dies – wie 

durchaus häu� g – nicht der Fall, kommt eine notfalls klageweise 

Durchsetzung des Baurechtes in Betracht. 

Lebensmitteldiscountmarkt im allgemeinen 

Wohngebiet zulässig

Die Errichtung eines Lebensmitteldiscountmarktes mit 799 m² 

Verkaufs� äche und 70 Stellplätzen kann als ein „der Versorgung 

des Gebiets dienender Laden“ im Sinne von § 4 Abs. 2 Nr. 2 

BauNVO nach einem Beschluss des OVG Berlin Brandenburg 

(21.12.2011, AZ: OVG 10 S 29.10) in einem allgemeinen Wohn-

gebiet bauplanungsrechtlich zulässig sein. Entscheidend ist 

insoweit nach Auffassung des Oberverwaltungsgerichts der 

funktionale Zusammenhang des Betriebes zum Baugebiet. 

Dieser sei gegeben, wenn der Verkaufsbetrieb objektiv geeignet 

ist, seinen Umsatz zu einem ins Gewicht fallenden, mehr als nur 

unerheblichen Umfang aus dem Gebiet zu beziehen. Ausreichend 
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dürfte ein Umsatzanteil von 60 % sein. Entgegen der Auffassung 

des Oberverwaltungsgerichts Münster sei die Lage an einer 

überörtlichen Straße sowie der Umstand, dass der Betrieb über 

deutlich mehr Stellplätze verfügen soll als bauordnungsrechtlich 

notwendig für die diesbezügliche Bewertung irrelevant. Insbe-

sondere hinsichtlich der Anzahl der Stellplätze seien die heutigen 

Einkaufsgewohnheiten (wöchentlicher statt täglicher Einkauf) zu 

berücksichtigen. 

Zu der Frage der Zulässigkeit eines Lebensmitteldiscountmark-

tes in einem allgemeinen Wohngebiet liegen nunmehr mehrere 

obergerichtliche Entscheidungen mit zum Teil unterschiedlichen 

Ergebnissen vor. Da es sich hierbei auch um eine nachbarrechts-

relevante Frage handelt (gegebenenfalls Verletzung Gebiets-

erhaltungsanspruch) bleibt zu hoffen, dass das Bundesverwal-

tungsgericht hier bald Klarheit schafft. 

Bis zu einer Klärung durch das Bundesverwaltungsgericht 

verbleibt bei der Errichtung von Lebensmitteldiscountmärkten 

in einem allgemeinen Wohngebiet für den Bauherrn das Risiko, 

dass Nachbarn die erteilte Baugenehmigung unter Berufung 

auf den sogenannten Gebietserhaltungsanspruch angreifen. 

Planungssicherheit besteht daher erst bei Bestandskraft der 

erteilten Baugenehmigung. Dies ist der Zeitpunkt, in dem ein 

Rechtsmittel gegen die Genehmigung nicht mehr statthaft ist und 

tritt spätestens ein Jahr ab Kenntnisnahmemöglichkeit von der 

Erteilung der Baugenehmigung (z. B. Baubeginn) ein. Es ist daher 

zweckmäßig, diesen Umstand möglichst frühzeitig nach Erhalt 

der Baugenehmigung herbeizuführen. 

In einem aktuellen Urteil vom 20.01.2012 hatte sich der 2. Senat 

des OVG NRW mit dem INLOGPARC an der BAB A2 bei Hamm 

und Bönen zu befassen. Es handelt sich hierbei um ein interkom-

munales Planungskonzept, das darauf zielt, in Ergänzung zu vor-

handenen Gewerbe- und Industriegebieten einen Logistik-Standort 

für groß� ächige Betriebe zu entwickeln. Der Bebauungsplan 

setzt hierzu Industriegebiete mit einer Gesamt� äche von 17,8 ha 

fest. Die Gebiete sind zum Schutz der Nachbarschaft nach dem 

Abstandserlass gegliedert worden, im gültigen Landesentwick-

lungsplan NRW ist der Geltungsbereich als „Freiraum“ darge-

stellt. Der Regionalplan legt das Plangebiet im Wesentlichen als 

„Bereich für gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB)“ fest. 

Randbereiche des Plangebietes sind als „allgemeine Freiraum- 

und Agrar� ächen“ dargestellt, die mit der Darstellung „Schutz 

der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung“ überlagert 

sind. Die Gewerbe- und Industrie� ächenentwicklung ist bereits 

ab dem Jahre 1999 detailliert untersucht worden. Im Januar 

2006 schlossen die beteiligten Kommunen einen öffentlich-

rechtlichen Vertrag über die interkommunale Zusammenarbeit 

bei der Entwicklung des Gewerbe- und Industriegebiets 

INLOGPARC.

Gegen diesen Bebauungsplan hat sich im Wege der Normenkon-

trolle ein anerkannter Verein nach dem Umwelt-Rechtsbehelfs-

gesetz gewandt. 

Das OVG NRW hat zunächst die Zulässigkeit des Antrages 

bejaht und unter Bezugnahme auf das Urteil des EuGH vom 

12.05.2011 festgestellt, dass die Beschränkung der Antrags-

befugnis anerkannter Umweltvereinigungen gegen Europäisches 

Recht verstößt. Der Verein könne auch solche Vorschriften geltend 

machen, die nicht zugleich Rechte Einzelner begründen. Bei 

der Begründetheit weist das OVG NRW darauf hin, dass keine 

umfassende objektive Prüfung des Bebauungsplans statt� ndet, 

sondern nur eine eingeschränkte gerichtliche Prüfung der 

Interkommunales Industriegebiet INLOGPARC 

hält Umweltvereinigungsklage stand

Lenz und Johlen
Rechtsanwälte Partnerschaft
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materiellen Rechtmäßigkeit der Entscheidung geboten ist. Die 

materielle Präklusionsregelung ist mit dem Europäischen Recht 

und Verfassungsrecht vereinbar. 

Bei der Frage, ob der Bebauungsplan gegen Ziele der Raum-

ordnung verstößt, hat das Gericht festgestellt, dass die im LEP NRW 

aufgeführten „Ziele“, namentlich das Gebot, wonach der durch 

Agrargebiete, Wald und Gewässer bestimmte Freiraum … als 

Lebensraum und ökologischer Ausgleichsraum für Menschen, 

Fauna und Flora zu erhalten und in seinen Funktionen zu 

verbessern (ist), keine Ziele der Raumordnung im Sinne 

des BauGB sind. Der LEP NRW selbst sehe u.a. vor, dass die 

Inanspruchnahme von Freiraum erfolgen könne, wenn ein 

Flächenbedarf für siedlungsräumliche Nutzungen nicht inner-

halb des Siedlungsraumes bzw. für Verkehrsinfrastruktur nicht 

durch Ausbau vorhandener Infrastruktur gedeckt werden könne 

oder wenn der regionalplanerische dargestellte Siedlungsraum 

unter Berücksichtigung der ortsüblichen Siedlungsstruktur für 

die absehbare Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung nicht 

ausreiche. 

Bei der Frage, ob die externen naturschutzrechtlichen Aus-

gleichsmaßnahmen hinreichend gesichert seien, hat das OVG 

NRW die Rechtmäßigkeit eines Sicherungskonzeptes anerkannt, 

wonach die Gemeinde einen Vertrag zur Übernahme von Aus-

gleichs� ächen mit der Stiftung Westfälische Kulturlandschaft 

geschlossen hat, die sich damit verp� ichtet hatte, die fachgerechte 

Herstellung und P� ege der Ausgleichsmaßnahmen auf den im 

Eigentum Dritter – Landwirten – stehenden Flächen zu gewähr-

leisten. Zur Sicherung dieser Maßnahmen sind Dienstbarkeiten 

zu Gunsten der Gemeinde eingetragen und Gestattungs-

verträge mit den jeweiligen Eigentümern abzuschließen, die der 

Gemeinde spätestens bis zum Satzungsbeschluss vorzulegen 

sind. 

Bei der Gliederung nach der Abstandsliste verhält es sich so, dass 

die Unterschreitung der Mindestabstände nach der Abstandsliste 

Festsetzungen zur Feingliederung, die auf die Abstandsliste 

abstellen, nicht zwangsläu� g abwägungsfehlerhaft macht. 

Denn die Abstandsliste belässt einzelfallbezogene planerische 

Spielräume. Sie enthält lediglich Empfehlungen, von denen im 

Einzelfall bei sachgerechter Abwägung abgewichen werden 

kann. Die Gemeinde ist zu Recht davon ausgegangen, dass die 

im näheren Umfeld des Plangebietes vereinzelt anzutreffenden 

Wohnnutzungen in Außenbereichslage lediglich die Schutzmaß-

stäbe eines Mischgebietes für sich in Anspruch nehmen können. 

Der Abstand für Logistikbetriebe wird gegenüber allen in Betracht 

kommenden Hofstellen offensichtlich eingehalten. 

Bereits im Aufstellungsverfahren zu einem Bauleitplan sind die 

Stellungnahmen anerkannter Umweltvereinigungen besonders 

aufmerksam zu behandeln und abzuarbeiten, da diesen Verei-

nigungen umfangreiche Klagerechte gesetzlich zustehen – und 

von ihnen auch tatsächlich wahrgenommen werden.

Als weiteres Instrument für den Nachweis externer Ausgleichs-

maßnahmen kommen auch vertragliche Regelungen mit sonstigen 

Einrichtungen und Stiftungen – wie hier der Stiftung Westfälische 

Kulturlandschaft – in Betracht, wobei jedoch auf eine dauerhafte 

dingliche Sicherung der Flächen zu achten ist, die im Eigentum 

Dritter stehen. Eine Unterschreitung der Abstände nach der 

Abstandsliste bleibt planerisch im Einzelfall zulässig. Sie bedarf 

jedoch einer sorgfältigen Bestandsaufnahme und Abwägung.
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Der Europäische Gerichtshof hat in seinem viel beachteten Urteil

vom 15.09.2011 ausgeführt, dass die Vorgaben der sog. Seveso-II-

Richtlinie (auch) bei der Erteilung einer Genehmigung nach

§ 34 BauGB zu beachten sind. Die ersten Urteile im Nachgang zu 

diesem EuGH-Urteil liegen vor. Das Verwaltungsgericht Düsseldorf 

hat in seinem Beschluss vom 16. Dezember 2011 den Eilantrag

eines Störfallbetriebes gegen eine geplante Kindertagesstätte in

einem Abstand von 70 m zum Betriebsgelände und 100 m zu dem 

Gefahrstof� ager abgelehnt. Die Entscheidung wird von dem Ge-

danken getragen, dass der Betrieb aufgrund der hinzukommenden 

Kindertagesstätte nicht mit zusätzlichen Immissionsanforderungen 

zur Begrenzung der Unfallfolgen rechnen müsse. Eine bodenrecht-

lich relevante Verschlechterung der Rechtsposition des Betriebsin-

habers trete insbesondere deshalb nicht ein, weil in einem Störfall 

eine größere Zahl von Menschen betroffen wäre. Denn P� icht des 

Anlagenbetreibers sei es, unabhängig von der Zahl der Betroffenen 

alle Maßnahmen zu treffen, die zu ihrem Schutz erforderlich sind. 

Das Verwaltungsgericht folgt damit nicht nur dem rechtlich richtigen, 

sondern auch praktikablen Ansatz des Verschlechterungsgebotes.

Mit Beschluss vom 21.02.2012 hat das Oberverwaltungsgericht 

die Entscheidung bestätigt.

In ihren tatsächlichen Auswirkungen geht die Entscheidung des

EuGH über die Genehmigungen nach § 34 BauGB hinaus. Denn

mit der Entscheidung des EuGH ist auch der Störfallschutz in der

Bauleitplanung (stärker) in das Bewusstsein der Behörden und

Nachbarn gerückt. Nach § 50 BImSchG, der insoweit die Seveso-II-

Richtlinie umsetzt, sind bei raumbedeutsamen Planungen die Flä-

chen einander so zuzuordnen, dass Auswirkungen von schweren 

Unfällen u.a. auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen 

dienenden Gebiete sowie auf öffentlich genutzte Gebäude, soweit 

wie möglich vermieden werden.

Wird beispielsweise ein Bebauungsplan für eine Wohn- oder

Einzelhandelsnutzung aufgestellt, so ist zu prüfen, ob sich das

Bebauungsplangebiet im Achtungsabstand eines der Störfallver-

ordnung unterfallenden Betriebs be� ndet. In Nordrhein-Westfalen 

fallen knapp 500 Betriebsbereiche unter die Störfallverordnung,

im Gebiet des Planungsverbandes Ballungsraum Frankfurt/

Rhein-Main 65. Für einige Städte gibt es eine gesamtstädtische 

Übersicht. In allen anderen Fällen hilft die Bezirksregierung/das

Regierungspräsidium bei der Ermittlung der relevanten Betriebe 

weiter. Im Rahmen einer konkreten Betrachtung werden dann die 

Abstände im jeweiligen Einzelfall ermittelt. Berücksichtigt werden 

beispielsweise die konkret vorhandenen gefährlichen Stoffe und 

ihre Mengen, der Standort des jeweilig relevanten Anlagenteils, 

eine etwaige Einhausung etc. Häu� g ergeben sich bei dieser Ein-

zelbetrachtung sodann geringere Abstände. Liegt das Vorhaben 

immer noch innerhalb der Abstände, kommen Schutzmaßnahmen 

in Betracht (z.B. Lüftungstechnik am Vorhaben, bauliche Barrieren, 

Warn-/Alarmschaltungen). Im Rahmen des Bebauungsplanverfah-

rens können von Bebauung freizuhaltende Schutz� ächen, Flächen 

für besondere Anlagen oder Vorkehrungen zum Schutz vor schäd-

lichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren (z.B. Schutz-

wälle) festgesetzt werden. Helfen Maßnahmen nicht weiter, ist eine 

Abwägungsentscheidung zu treffen.

Wird ein Vorhaben oder die Aufstellung eines Bebauungsplanes 

geplant, ist frühzeitig zu prüfen, ob sich das Vorhaben/das Plan-

gebiet im Achtungsabstand eines Störfallbetriebes be� ndet. Für 

diesen Fall ist mittels eines Gutachtens der im Einzelfall einzuhaltende 

Abstand zu prüfen. Hierzu sollte sehr frühzeitig der Kontakt zu den 

Betrieben aufgenommen werden.

Benachbarter Störfallbetrieb im 

Baugenehmigungsvorhaben und in der Bauleitplanung

Lenz und Johlen
Rechtsanwälte Partnerschaft
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Am 25.04.2012 findet der Heuer-Fach-Dialog bei Lenz und 

Johlen in Köln statt.

Thema: Groß� ächiger Einzelhandel

   Wirksame Ziele und Qualitäten der Raumordnung 

   durch den neuen Landesentwicklungsplan in NRW?

 

Weitere Veranstaltungshinweise � nden Sie auf unserer Website 

www.lenz-johlen.de.

IN EIGENER SACHE


